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DieGemeindenunddieErhöhungderArbeitslosenunterstützung .ImPar-¬
lament fanden heute den ganzen Tag über mit den Vertretern derLandes- ¬

regierungenunddesDeutschösterreichischenStädtebundesundderBun¬
desregierungBeratungenstatt ,diesichmitderFragederHeranziehung
derGemeindenzurBektragsleistungfür dieArbeitslosenunterstützung
befassten. DenVorsitzführteVizekanzlerDr .Frank,anwesendwarenfer-¬
nerdieBundesministerfür sozialeVerwaltung,für HandelundGewerbe
undvomFinanzministeriumBundesminister. H.Dr .Grimm.In dergesom-¬
dertenBeratungderLändervertretererklärteVizekanzlerDr .Frank,
dassderBundeinenVorteilgegenüberdembestehendenZustandenicht
anstrebe ,er wolle nur keine Mehrzahlungleisten .DieGemeindereferen-¬

ten derLandesregierungen ,vorallemdasammeistenbetriffeneLand
Wien ,gabenübereinstimmenddie Erklärungab ,dasses vollkommenausge-¬
schlossensei ,eine neueLastzu übernehmen.OhnesofortigeErschlies-¬
sungneuerEinnahmsquellenmüsseunbedingteinZusammenbruchderIn-¬
dutriegemeindeneffolgen.StadtratBreinseglegtedar ,dassWiendurch
die ÄndustriekriseimMonatDezembereine MindereinhahneanFürsorge-¬
abgabevon. 004MillionenKronenzuverzeichnenhatte .Daseitherdie
ArbeitslesigkeitundKurzarbeitnochgestiegensind ,massfürJänner
miteinemEntgangvonmindestene8 MilliardenKronengerechnetwer-¬
den. DaVizekanzlerDr .Frankerklärthat ,dassderBundkeinenVorteil
gegenüberdembisherigenZustandanstrebtundnurkeineMehrzahlung

folgendermassen :anstrebt ,sostehendieDinge Bisjetzt beträgtdieAr-¬
beitslosenunterstützung70 . 000Kronenwöchent )ch ,wovondieArbeiter
undUnternehmerje 40Prozent ,also56 . 000Kronenzahlen ,derBundhin-¬
gegen14. 000Kronenoder20Prozent.NachdemRegierungsvorschlagsoll

Bundentfallen ,sodassfürdieGemeinden. 472Kronenwöchentlichfür

beitslosenhätteWienalsoeinewöchentlicheKusgabevon347Millionen" ocheineGebietskörperschaftzurZahlungherangezogenwerdenkönne,so
aufsichzunehmen. KommteszuderRegelung,wiesiedieGewerkschaften
unddiesozialdemokratischeParteisünschenundwiesie auchdenWirt-¬
sch ftsverhältnissenentspricht ,so würdendie Arbeitslosen100,800K
wöchentlicherhalten der Beitrag der Arbeiter undUnternhemervon80
Prozentwäre80. 640' - -Kronen ,der bisherigeBundesbeitragverbliebe
mit14. 000KronenundaufdieGemeindekämen. 160Kronen.DahätteWien
alsosöchentlich616MillionenKronenaufhubringen.EinesolcheSumme
erfordertunbedingtdieErschliessungneuerEinnahmen.AusdenLuxus-¬
steuernkönnemit Rücksichtauf denschwachenFremdenverkehreinsol -¬
cherBetragnichtherausgeholtwerden,sodassaurdieverhängnisvolle

Massnahmeder Erhöhungder Fürsorgsabgabe übrig bleibe .ZwingedieRe- ¬

gierungdieGemeindeWienzuderdargelegtenZahlung,dannmüsstesie
schonjetzt die bindendeErklärungabgeben ,dass sie einemGesetzwegen
sofortigerErhöhungdieserAbgabekeinHindernisbereitenwerde .Die
VertreterderLänderKärnten ,Burgenland,NiederösterreichundOberöster-¬
reichschlossensichdiesenAusführungenan .HieraufgabMinisterDr.
GrimmfolgendeErklärungab :DieRegierungwirdsichunterdemDruckder
Verhältnissegewzungensehen ,einerErhöhungderFürsorgeabgabezuzu-

stimmen.VonderErhöhungmüssteeinTeilseitensderBetriebsgemeinde
an die Wohngemeindeabgetreten werden .Jedes Landmüsste rechtlich die

DeckungdieDeckungbeschliessen,daderBundnichtfrüherauszahlen
könneundeineVorschussleistungausgeschlossensei .

NachmittagsfandenBeratungenmit denVertreterndesDeutsch-¬
österreichischenStädtebundesunterdemVorsitzdesVizekanzlersDr .Franl
unddesMinistersfürsozialeVerwaltungSchmitzstatt,andenenvonWien

StadtratSpeiserumGemeinderatDr .Danne-¬
berg,vonBadenBürgermeissørKollmann,vonKremsFinanzratBaran,vonGraz
BürgermeisterMuchitsch,vonLinzStadtratResch,vonKlagenfurtGemeinde-¬
ratPrchlerundvonderGeschäftsleitungdesStädtebundesVizebürgermei-¬
sterEmmerlingundSekretärHonayteilnahmen.Uebereinstimmendkamauch
hierzumAusdruck,dassdieGemeindenwohlgrundsätzlichfüreineBei-¬
tragsleistungzurArbeitslosenunterstützungseien,dassihnenjedocherst
dieMittelverschfftwerdenmüsstendieeinesolcheLeistungermöglichen.
GemeineratDrDannebergwiesdaraufhin,dassübrigensdasVerlangender
BundesregierungeineflagranteGesetzesverletzungdarstelle.ImBundes-¬
finanzverfassungsgesetzistausdrücklichfestgelegt,dassdenLändernund
GemeindenkeineEinnahmeweggenommenwerdendarf,ohnedasseineEntlastung
vonAusgabeneintritt .Esseiganzselbstverständlich,dassdiesauchum-¬
gekehrtvolleGeltunghabenmüsse.WenndieGemeindenLastentragensollen
diesiezurZeitderTeilungderSteuernnichtzutragenhatten,müssen
ihnenimSinnediesesGesetzesauchneueEinnahmenzugewiesenwerden.Den
GemeindensindmitderWegnahmedesZuschlagsrechtesdiewichtigsten
Einnahmemöglichkeitenentzogenworden.InmanchenGemeindenwerdenganz
groteskeVerhältnisseentstehen.InOrten,wonureinsigegrosseIndustrie
ansässigist ,dieihrenBetriebstillgelegthat ,verliertdieGemeinde
schonjetztihreganzeEinnahmeanFürsorgeabgabe,dengrösstenTeilder
EinnahmeausderGas-undStromabgabeundsolljetztdieKostenderAr-¬
beitslosenfürsorgebestreiten.NochschlechteristdieLagejenerOrt-¬
schaften,dienurWohngemeindensindundüberhauptgarkeinenAnteilandieArbeitslosenunterstützungkünftig87. 360Kronenbetragen,wovonderFürsorgeabgabebesitzen.FursiebedeudeteinesolcheZahlungspflicht

69 . 888Kronen auf Arbeiter und Unternehmer und 14 . 000Kronen auf den einfach eine Katsstrophe .Die Arbeitslosbgkeit hat ab gesehen von denEin - ¬
durch

nahmenentgangfürdieIndustriegemeindengrosseAusgabendenZudrang
jeden Arbeitslosen zu zahlen wären .Unter der Annahmevon 100 . 000Ar -zur geschlossenen Armenpflege zur Folge .Wennüberhaupt ausser demBunde

nüssendiesdieLändersein.DieLänderhabendochgewisseSteuerrecht.
währenddieGemeindenselbständignurdieTiersteuerfestsetzendürfen.InähnlichemSinnesprachenauchdieübrigenVerteterderStädteorga-¬
niation,woraufMinisterDr.Grimmerklärte,dassderBundnichtinde.
LageseineueAusgabenaufsichnehmenundschwerenHerzenseinerEr¬
höhungderFürsegeabgabezustimmenwerde,damitdieGemeindenahnenAnteilanderArbeitslosenunterstützungleistenkönnen.Vorsitzener
MinsterDr.SchmitzerklärtezumSchlus,dassdenGemeindendurchdie
UebernahmederLeistungeinessolchenZuschussesadministrativeArbei-¬
tennichterwachsenwerdenundaucheineErmässkgungdiesesGemeinde-¬
zuschussesinErwägunggezogenwerdenmüsse.MorgenwerdesichderUnter-¬
ausschussmitdenEgrgenissenderbeidenBeratungenbeschäftigen.
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